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Bericht und Antrag 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Lemmrich, Gierenstein, Dr. Gruhl, 
Dr. Althammer, Dr. Hauser (Sasbach), Gerster (Mainz), Sick, 

Dr. Riedl (München) und Genossen betr. Gesetz zum Schutz gegen 
Fluglärm 

— Drucksache 7/2263 (neu) — 


A. Problem 

In den nach dem Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm in der Um- 
gebung von Flughäfen festgelegten Lärmschutzbereichen wer- 
den unter anderem Beihilfen für bauliche Schallschutzmaßnah- 
men gewährt. Der Höchstbetrag für diese Beihilfen beträgt 
100 DM pro Quadratmeter Wohnfläche. Die seit dem Inkraft- 
treten des Gesetzes vom 30. März 1971 eingetretenen Kosten- 
steigerungen lassen eine Überprüfung des Höchstbetrages an- 
gezeigt erscheinen. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung wird ersucht, die Kosten für Schallschutz- 
maßnahmen zu überprüfen und dem Bundestag bis zum 30. 
September 1975 über das Ergebnis und die ggf. zu treffenden 
Maßnahmen zu berichten. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Durch das Berichtsersuchen erwachsen keine Kosten. 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht der Abgeordneten Schäfer (Appenweier) und Dr. Gruhl 


Der Antrag wurde mit Datum vom 20. Juni 1974 
beim Deutschen Bundestag eingebracht und von die- 
sem in der 122. Sitzung am 10. Oktober 1974 mit 
Aussprache an den Innenausschuß federführend und 
an den Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen mitberatend überwiesen. 

Der Innenausschuß hat seine Beratungen in der 
Sitzung am 19. Februar 1975 abgeschlossen. Der mit- 
beratende Ausschuß hat festgestellt, daß aus ver- 
kehrspolitischer Sicht keine Bedenken gegen den 
Antrag bestehen. 

Der Antrag hat zum Gegenstand, die Bundesre- 
gierung zu veranlassen, den in § 9 Abs. 3 des Ge- 
setzes zum Schutz gegen Fluglärm vom 30. März 
1971 (Bundesgesetzbl. I S. 282) angegebenen maxi- 
malen Erstattungsbetrag für Aufwendungen bau- 
licher Schallschutzmaßnahmen in Höhe von 100 DM 
pro Quadratmeter Wohnfläche gemäß § 9 Abs. 4 
des Gesetzes zu überprüfen. Die seit dem Erlaß äes 
Gesetzes eingetretenen Kostensteigerungen können 


Bonn, den 19. März 1975 


Sdiäfer (Appenweier) Dr. Gruhl 

Berichterstatter 


eine Erhöhung dieses Maximalbetrages angezeigt 
erscheinen lassen. 

Der Bundesrat hat bei der Verabschiedung der 
Verordnung über bauliche Schallschutzanforderun- 
gen nach § 7 des Gesetzes zum Schutz gegen Flug- 
lärm (Schallschutz Verordnung) vom 5. April 1974 
(Bundesgesetzbl. I S. 903) die Bundesregierung er- 
sucht, den Höchstbetrag für die Erstattung von 
Aufwendungen für bauliche Schallschutzmaßnahmen 
neu festzusetzen. 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau hat daraufhin entsprechende Unter- 
suchungen eingeleitet, deren Ergebnis voraussicht- 
lich im Mai 1975 vorliegen wird. 

Der Innenausschuß ist deshalb der Auffassung, 
daß der Termin für das Berichtsersuchen an den 
Bundestag — zumal auch der Termin 30. September 
1974 in dem bereits vom 20. Juni 1974 datierenden 
Antrag nicht mehr aktuell ist — auf den 30. Sep- 
tember 1975 festgelegt werden sollte. 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Antrag — Drucksache 7/2263 (neu) — mit der Maßgabe zuzustimmen, daß 
der Bericht der Bundesregierung bis zum 30. September 1975 vorgelegt wird. 
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Der Innenaussdmß 

Dr. Sdiäfer (Tübingen) Sdiäfer (Appenweier) Dr. Gruhl 

Vorsitzender Berichterstatter 
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